
ORIENTIERUNGSHILFE
Videoüberwachung gem. Saarländisches Datenschutzgesetz (SDSG)

EINLEITENDES
Bei einer Videoüberwachungsmaßnahme handeltes sich um ein automatisiertes Verfahren, weshalbnach § 7 Abs. 2 SDSG die Landesbeauftragte fürDatenschutz vor der beabsichtigten Installationeiner Videoüberwachungsanlage durch Behördenoder sonstige öffentliche Stellen des Landes zubeteiligen ist. Für öffentlich­rechtliche Wettbe­werbsunternehmen des Landes besteht ebensoeine Meldepflicht nach § 2 Abs. 2 SDSG i.V.m. § 4dBDSG und § 9 SDSG.
Durch die verantwortliche Stelle ist hierfür eineentsprechende Verfahrensbeschreibung Video­überwachung mit den nach § 9 Abs. 1 SDSG fest­zulegenden Angaben zu erstellen. Eine vonunserer Dienststelle erarbeitete Musterverfahrens­beschreibung finden Sie auf unserer Internetseitezum Download.
ANWENDUNGSBEREICH
Fußt die beabsichtigte Videoüberwachung auf derRechtsgrundlage von § 34 Abs. 1 Nr. 1 SDSG sosind die „konkreten Anhaltspunkte“ für den erfor­derlichen Schutz von Personen, Eigentum oderBesitz zu benennen. In der Praxis ist daher derVerfahrensbeschreibung ein gesonderter Vermerküber Vorkommnisse der Vergangenheit, wie bei­spielsweise Einbruchsdiebstähle, Vandalismus­schäden, Beschädigungen an bestimmtenObjekten und Ähnliches sowie sich hieraus erge­benden Anzeigen bei der Polizei oder Kostenauf­wendungen, beizufügen.
Soll die Videoüberwachung nach § 34 Abs. 1 Nr. 2SDSG oder § 6b Abs. 1 Nr. 1 BDSG durchgeführtwerden, so sind unter der „Aufgabenerfüllung öf­fentlicher Stellen“ alle gesetzlich festgeschriebe­nen Verwaltungsaufgaben zu verstehen und inder Verfahrensbeschreibung explizit zu benennen.

Darüber hinaus ist durch die verantwortliche Stelledas Interesse an der Beobachtung öffentlich zu­gänglicher Räume mit optisch­elektronischenEinrichtungen gegenüber den „schutzwürdigenInteressen der Betroffenen“ abzuwägen. Schutz­würdige Interessen von Betroffenen überwiegenbeispielsweise dort, wo deren Intimsphäre berührtwird.
Ebenso ist zu prüfen, ob für den „angestrebtenZweck“ tatsächlich eine tägliche Überwachungs­dauer von 24h erforderlich ist, oder nicht vielmehreine Begrenzung beispielsweise außerhalb derÖffnungszeiten ausreichend ist.
Gemäß § 34 Abs. 2 SDSG oder § 6b Abs. 2 BDSGmüssen die Möglichkeit der Beobachtung und dieverantwortliche Stelle für Betroffene erkennbarsein. Dies kann durch entsprechende Hinweis­schilder mit mindestens Name und Anschrift derverantwortlichen Stelle sichergestellt werden, dieim Blickfeld des Betroffenen, jedoch räumlich soangebracht werden, dass dem Betroffenen, bevorer das Erfassungsfeld der Kameras betritt, dieMöglichkeit gegeben wird sich der Erfassung zuentziehen. Auch hierfür steht Ihnen ein Musterzum Download zur Verfügung.
Werden Daten aufgezeichnet, so sind diese spä­testens nach „24 Stunden zu löschen“, wenn siezur Erreichung des Zwecks nicht mehr erforderlichsind.
Darüber hinaus benötigen wir eine technischeBeschreibung zur Systemarchitektur der geplantenKameras und Aufzeichnungsgeräte (Zoom, fest,schwenkbar...), einen Lageplan, aus welchem dieStandorte der Kameras und deren Erfassungsbe­reich ersichtlich sind, sowie auch die Positionie­rung der erforderlichen Hinweisschilder.
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